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1.
25. X I. 20 
V III ZR 252/18

2.
8. X II. 20 
X III ZR  19/19

W ird der Leasingnehm er vom  Leasinggeber auf Zahlung 
rückständiger Leasingraten oder -  nach fristloser K ündigung 
des Lcasingvertrags w egen Zahlungsverzugs -  auf Schadenser­
satz statt der Leistung in A nspruch genomm en, ist eine gegen 
den V erkäufer der Leasingsache -  aus (leasingtypisch) abgetre­
tenen Sachm ängelgewährleistungsrechten des Leasinggebers -  
e rhobene isolierte D rittw iderklage des Leasingnehmers auf 
Rückgew ähr des Kaufpreises an den Leasinggeber zulässig. .. 1
a) V erletzt der öffentliche A uftraggeber eine R ücksicht­
nahm epflicht im vorvertraglichen Schuldverhältnis, indem er 
ein Vergabeverfahren rechtsw idrig aufhebt (hier: ohne einen 
A ufhebungsgrund nach § 17 Abs. 1 V O B /A ), steht dem Bie­
ter, auf dessen A ngebot bei Vergabe des A uftrags der Zuschlag 
zu erteilen gewesen wäre, ein Schadensersatzanspruch zu. D er 
A nspruch ist auf den E rsatz  des Schadens gerichtet, der dem  
Bieter d urch  die m angelnde Beachtung der für das Verfahren 
und seine mögliche A ufhebung m aßgeblichen Vorschriften 
entstanden ist.
b) D ieser zu ersetzende Schaden besteht grundsätzlich in 
den A ufw endungen, die der Bieter zur W ahrnehm ung seiner 
Chance auf einen Zuschlag vorgenom m en hat und hierzu für 
erforderlich halten durfte. Personalkosten für die A ngebot­
serstellung sind dabei auch ohne konkreten  N achweis des 
Bieters, dass er ohne diesen A ufwand durch  deren Tätigkeit 
anderweitig Einnahm en erw irtschaftet hätte, ersatzfähig.
c) Ein A nspruch auf Ersatz entgangenen Gewinns kom m t 
grundsätzlich nur dann in Betracht, w enn das Vergabever­
fahren mit einem Zuschlag abgeschlossen wird, der Zuschlag 
jedoch nicht demjenigen Bieter erteilt w ird, auf dessen A n ­
gebot bei Beachtung der maßgeblichen vergaberechtlichen 
Vorschriften allein ein Zuschlag hätte erteilt w erden dürfen.
d) D em  Abschluss eines V ergabeverfahrens m it dem Zuschlag 
an einen nicht zuschlagsberechtigten Bieter ist es gleichzustel­
len, w enn der öffentliche A uftraggeber ein w irtschaftlich und 
w ertungsm äßig entsprechendes Ergebnis dadurch herbeiführt, 
dass er die A usschreibung aufhebt, ohne dass ein anerkannter 
A ufhebungsgrund vorliegt, und den A uftrag  außerhalb eines 
förm lichen Vergabeverfahrens oder in einem  weiteren Verga­
beverfahren an einen Bieter vergibt, an den der A uftrag nach 
dem Ergebnis des aufgehobenen Vergabeverfahrens nicht h ät­
te vergeben w erden dürfen.
e) V oraussetzung h ierfür ist, dass der später vergebene A uf­
trag bei der gebotenen w irtschaftlichen Betrachtungsweise 
das gleiche Vorhaben und den gleichen A uftragsgegenstand 
betrifft und  die A uftragsvergabe einem Zuschlag im aufgeho­
benen Vergabeverfahren an einen nicht zuschlagsberechtigten 
Bieter gleichzustellen ist. D ies ist nam entlich der Fall, w enn 
der öffentliche A uftraggeber das Vergabeverfahren nicht -  im 
H inb lick  auf die Vergabe an den Bieter m it dem annehm bars­
ten A ngebot -  aus sachlichen und willkürfreien G ründen  
aufgehoben hat, sondern  um  den A uftrag  außerhalb dieses 
Verfahrens an einen anderen Bieter vergeben zu können. 
(»F lüch tlingsunterkunft« )................................................................. 15



3.
15. X II. 20 
II Z R  108/19

4.
16. X II. 20 
IV Z R  294/19

Die persönliche H afrung des K om m anditisten nach §§ 171,
172 Abs. 4, § 161 Abs. 2, § 128 H G B  besteht bei Insolvenz der 
Gesellschaft jedenfalls für solche Gesellschaftsverbindlichkei­
ten, die bis zur E röffnung  des Insolvenzverfahrens begründet 
w orden sind. A uf die insolvenzrechtliche E inordnung dieser 
V erbindlichkeiten kom m t es dabei nicht an .................................  28
Die M itteilung der m aßgeblichen G ründe für die N eu ­
festsetzung der Präm ie nach § 203 Abs. 5 W G  erfordert 
die Angabe der Rechnungsgrundlagc, deren nicht nur 
vorübergehende Veränderung die N eufestsetzung nach 
§ 203 Abs. 2 Satz 1 W G  veranlasst hat. Dagegen m uss der 
Versicherer nicht mitteilen, in welcher H öhe sich diese 
Rechnungsgrundlage verändert hat. E r hat auch nicht die 
V eränderung weiterer Faktoren, welche die Präm ienhöhe be­
einflusst haben, wie z.B. des Rechnungszinses, anzugeben  56


